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Wichtige neue Entscheidung 

 
Bauordnungsrecht: Abstandsflächenrechtliche Neubeurteilung bei einer Umnutzung einer 
Pension in ein Asylbewerberheim 
 
Art. 6, Art. 60 Abs. 1, Art. 64 Abs. 2 Satz 1 BayBO, §§ 3, 8 ff. BauVorlV 
 
Nachbarklage gegen Baugenehmigung für Nutzungsänderung, 
Umnutzung einer Frühstückspension in ein Asylbewerberwohnheim, 
Abstandsflächenrechtliche Neubeurteilung (verneint) 
 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, Beschluss vom 27.02.2015, Az. 15 ZB 13.2384 
 
 
 
 
Orientierungssätze der LAB: 

1. Eine Änderung der Nutzung einer Frühstückspension (für 33 Gäste) in ein Wohnheim 

für 25 Asylbewerber hat im Hinblick auf die nachbarlichen Belange der Belichtung, Be-

lüftung, Besonnung oder des nachbarlichen „Wohnfriedens“ keine spürbaren nachteili-

gen Auswirkungen.  

2. Ein Nachbar kann sich auf Verstöße gegen die Bauvorlagenpflicht (gemäß Art. 64 Abs. 



2 Satz 1 BayBO, §§ 3, 8 ff. BauVorlV), aufgrund fehlenden Drittschutzes der verfahrens-

rechtlichen Vorschriften, grundsätzlich nicht berufen.  

 

 

Hinweis: 

Das Urteil bestätigt die ständige Rechtsprechung, wonach bauliche Änderungen eines 

Gebäudes (selbst wenn sie für die Berechnung der Abstandsfläche maßgebliche Bauteile 

nicht unmittelbar berühren) grundsätzlich eine abstandsflächenrechtliche Neubeurteilung 

für das gesamte Gebäude auslösen, wenn sich im Vergleich zum bisherigen Zustand 

spürbare nachteilige Auswirkungen hinsichtlich der durch das Abstandsflächenrecht ge-

schützten Belange der Belichtung, Belüftung und Besonnung oder des nachbarlichen 

„Wohnfriedens“ ergeben können und dass Entsprechendes für Nutzungsänderungen gilt. 

Solche Auswirkungen werden für das konkrete Vorhaben verneint.  

 

Die Ablehnung einer drittschützenden Wirkung von verfahrensrechtlichen Vorschriften in 

Bezug auf die Bauvorlagenpflicht (gemäß Art. 64 Abs. 2 Satz 1 BayBO, §§ 3, 8 ff. Bau-

VorlV) bestätigt ebenfalls die bisherige obergerichtliche Rechtsprechung.  

 

 

Dr. Käß 
Oberlandesanwalt 
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G r o ß e s  S t a a t s -

w a p p e n  

 

 

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof 

 

In der Verwaltungsstreitsache 

******** *********, 

*********. **, ***** **********, 

 - ****** - 

 

**************: 

************ ****** *********, 

**.-*******-***. ** *, ***** **********, 

 

 

gegen 

 

Freistaat Bayern, 

 

vertreten durch die Landesanwaltschaft Bayern, 

Ludwigstr. 23, 80539 München, 

 - Beklagter - 

 

beigeladen: 

**** ************ 

******** *** ***** *********** 

 

wegen 

 

Nachbarklage gegen Baugenehmigung für Nutzungsänderung, 

hier: Antrag des Klägers auf Zulassung der Berufung gegen das Urteil des Bayeri-

schen Verwaltungsgerichts Regensburg vom 23. September 2013, 

 

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 15. Senat, 

 

durch die Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgerichtshof Müller, 



den Richter am Verwaltungsgerichtshof Gänslmayer, 

den Richter am Verwaltungsgerichtshof Schweinoch 

 

ohne mündliche Verhandlung am 27. Februar 2015 

folgenden 

 

Beschluss: 

 

 I. Der Antrag auf Zulassung der Berufung wird abgelehnt. 

 

 II. Der Kläger trägt die Kosten des Zulassungsverfahrens.  

Der Beigeladene trägt seine außergerichtlichen Kosten selbst. 

 

 III. Der Streitwert für das Zulassungsverfahren wird auf 7.500 € festge-

setzt. 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

Der Kläger wendet sich gegen eine dem Beigeladenen erteilte Baugenehmigung für 

die Umnutzung einer Frühstückspension mit 33 Betten in ein Wohnheim für 25 Asyl-

bewerber. 

 

Der Kläger ist Eigentümer des mit einem Einfamilienwohnhaus bebauten Grund-

stücks FlNr. 460/2 Gemarkung D*********. Südlich grenzt das Grundstück FlNr. 456/3 

des Beigeladenen an, das mit einem Gebäude bebaut ist, welches mit Baugenehmi-

gungsbescheid des Landratsamts R********* vom 4. Februar 1981 als Frühstücks-

pension genehmigt wurde. Mit einem weiteren Bescheid vom 22. Juli 1988 erhielt der 

Beigeladene zudem die Baugenehmigung für die Erweiterung der Pension auf dem 

Grundstück durch einen Anbau im Osten.  

 

Mit dem streitgegenständlichen Bescheid vom 9. Januar 2013 erteilte das Landrats-

amt dem Beigeladenen auf dessen Antrag eine befristete Baugenehmigung für die 

Umnutzung der Frühstückspension in ein Wohnheim für 25 Asylbewerber.  

 

Die hiergegen erhobene Klage des Klägers wies das Verwaltungsgericht Regens-

burg mit Urteil vom 23. September 2013 mit im Wesentlichen folgender Begründung 
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ab: Die Baugenehmigung verstoße weder gegen bauordnungsrechtliche noch gegen 

bauplanungsrechtliche Vorschriften, die zum Prüfprogramm des hier nach Art. 60 

BayBO in Verbindung mit Art. 2 Abs. 4 Nr. 11 BayBO einschlägigen Genehmigungs-

verfahrens gehörten und den Kläger als Nachbarn in seinen Rechten schützten. 

Dadurch, dass sich die Baugenehmigung auf die Prüfung der Nutzungsänderung be-

schränke und die abweichenden Bauausführungen von den Baugenehmigungen von 

1981 und 1988 unberücksichtigt lasse, würden Nachbarrechte des Klägers nicht ver-

letzt. Die Nutzungsänderung löse auch keine abstandsflächenrechtliche Gesamt-

beurteilung aus, weil durch das Abstandsflächenrecht geschützte Belange (Belich-

tung, Belüftung, Wohnfrieden) nicht negativ beeinträchtigt würden. Eine Asylbewer-

berunterkunft mit üblicher Belegungsdichte begründe keine bodenrechtlich relevan-

ten Störungen. Als Anlage für soziale Zwecke sei die Unterkunft bauplanungsrecht-

lich in einem allgemeinen Wohngebiet allgemein zulässig. Bei den davon ausgehen-

den Geräuschemissionen wie Gespräche, Zurufe, Abspielen von Tonträgern und 

Kochvorgänge bei offenem Fenster handle es sich um grundsätzlich hinzunehmende 

Wohngeräusche. Von unzumutbaren Störungen oder Belästigungen nach § 15 

Abs. 1 Satz 2 BauNVO sei nicht auszugehen. Im Übrigen könne sich der Kläger auf 

eine rechtswidrig unterlassene Vollprüfung der Nutzungsänderung unter Berücksich-

tigung des planabweichenden Bestands nicht berufen, weil passiver Bestandsschutz 

und Bestandskraft der Baugenehmigung vom 1988 eingetreten seien und der Kläger 

seine Nachbarrechte gegen den Altbestand zudem verwirkt habe. 

 

Gegen dieses Urteil wendet sich der Kläger mit seinem Antrag auf Zulassung der 

Berufung. Er macht ernstliche Zweifel an seiner Richtigkeit, besondere tatsächliche 

und rechtliche Schwierigkeiten, eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache so-

wie eine Abweichung von obergerichtlicher Rechtsprechung geltend. 
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II. 

 

Der Zulassungsantrag hat keinen Erfolg.  

 

Die geltend gemachten Zulassungsgründe sind nicht hinreichend dargelegt oder lie-

gen nicht vor (§ 124 Abs. 2 VwGO, § 124a Abs. 4 Satz 4, Abs. 5 Satz 2 VwGO). 

 

A. Die Berufung ist nicht wegen ernstlicher Zweifel an der Richtigkeit des Urteils des 

Verwaltungsgerichts (§ 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) zuzulassen. 

 

Die Annahme des Verwaltungsgerichts, dass der Kläger durch die angegriffene Bau-

genehmigung für die Nutzungsänderung nicht in seinen Rechten verletzt wird (§ 113 

Abs. 1 Satz 1 VwGO), weil die Umnutzung der in den Jahren 1981 und 1982 geneh-

migten Frühstückspension in ein Wohnheim für 25 Asylbewerber keinen im Bauge-

nehmigungsverfahren nach Art. 60 Abs. 1 BayBO zu prüfenden öffentlich-rechtlichen 

Vorschriften widerspricht, die auch seinem (Nachbar-)Schutz dienen, begegnet kei-

nen ernstlichen Zweifeln. Es ist nicht fraglich, dass die Baugenehmigung weder ge-

gen bauordnungsrechtliche noch gegen bauplanungsrechtliche Vorschriften verstößt, 

die die Nachbarrechte des Klägers schützen. 

 

1. Der Einwand des Klägers, das Verwaltungsgericht habe verkannt, dass die Bau-

genehmigung Abstandsflächenrecht (Art. 6 BayBO) verletze, weil es zu Unrecht das 

Erfordernis einer abstandsflächenrechtlichen Gesamtbetrachtung verneint habe, ist 

nicht berechtigt. 

 

Zwar lösen bauliche Änderungen eines Gebäudes, selbst wenn sie für die Berech-

nung der Abstandfläche maßgebliche Bauteile nicht unmittelbar berühren, grundsätz-

lich eine abstandflächenrechtliche Neubeurteilung für das gesamte Gebäude aus, 

wenn sich im Vergleich zum bisherigen Zustand spürbare nachteilige Auswirkungen 

hinsichtlich der durch das Abstandsflächenrecht geschützten Belange der Belichtung, 

Belüftung und Besonnung oder des nachbarlichen „Wohnfriedens“ (vgl. dazu 

BayVGH, U.v. 3.12.2014 - 1 B 14.819 - juris Rn. 17) haben können (vgl. BayVGH, 

B.v. 12.1.2007 - 1 ZB 05.2572 - juris Rn. 12; U.v. 26.4.2007 - 26 B 06.1460 - juris 

Rn. 22; U.v. 11.11.2014 - 15 B 12.2672 - juris Rn. 35). Entsprechendes gilt auch für 

Nutzungsänderungen (vgl. BayVGH U. v. 26.11.1979 - 51 XIV 78 - BayVBl 80, 405; 

U.v. 15.4.1981 - 15 B 80 A.1740 - BayVBl 1981, 537; Schwarzer/König, BayBO, 

4. Aufl. 2012, Art. 6 Rn. 13 m.w.N.). Entgegen der Auffassung des Klägers liegen 

diese Voraussetzungen hier jedoch nicht vor. 
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a) Sein Einwand, eine abstandsflächenrechtliche Gesamtbetrachtung sei hier des-

wegen erforderlich, weil der Bestand auf dem Grundstück des Beigeladenen infolge 

der planabweichenden Bauausführung nie genehmigt worden sei, begründet schon 

deswegen keine ernstlichen Zweifel an der Richtigkeit der Entscheidung des Ver-

waltungsgerichts, weil mit der streitgegenständlichen Baugenehmigung nicht der 

(planabweichende) tatsächliche Bestand des als Frühstückspension bauaufsichtlich 

zugelassenen Gebäudes genehmigt wurde, sondern die bloße Umnutzung des Ge-

bäudes in den Maßen der Baugenehmigungen von 1981 und 1988. Gegenstand der 

Beurteilung für die Frage des Vorliegens einer Nachbarrechtsverletzung durch eine 

Baugenehmigung ist aber ausschließlich das in den genehmigten Bauvorlagen dar-

gestellte Vorhaben, nicht ein möglicherweise hiervon abweichend ausgeführtes, tat-

sächlich vorhandenes Bauwerk (vgl. OVG Saarl, U.v. 3.4.2008 - 2 A 387/07 – 

BRS 73 Nr. 178 = juris LS und Rn. 25). Ausweislich der genehmigten Bauvorlagen 

werden mit der streitgegenständlichen Baugenehmigung vom 9. Januar 2013 keine 

baulichen Änderungen an dem als Frühstückspension genehmigten Gebäude zuge-

lassen, insbesondere auch nicht vom Beigeladenen offenbar vorgenommene, von 

früheren Baugenehmigungen abweichende Bauausführungen. Vielmehr beinhaltet 

die Genehmigung, wie der Vergleich mit genehmigten Bauvorlagen der Genehmi-

gungen von 1981 und 1988 ergibt, ausschließlich die Umnutzung des Gebäudes in 

den damals genehmigten Maßen ohne äußere bauliche Veränderungen von zum 

Grundstück des Klägers gewandten Bauteilen.  

 

Dass dem Kläger als Nachbarn nicht deswegen ein Abwehrrecht gegen die Bauge-

nehmigung zusteht, weil der Beigeladene wegen der fehlenden Einbeziehung des 

tatsächlichen Bestands des Gebäudes möglicherweise gegen die Bauvorlagenpflicht 

(vgl. Art. 64 Abs. 2 Satz 1 BayBO, §§ 3, 8 ff. BauVorlV) verstößt, hat das Verwal-

tungsgericht unter Hinweis auf den fehlenden Drittschutz der verfahrensrechtlichen 

Vorschriften zutreffend ausgeführt (vgl. auch HessVGH, B.v. 30.12.1994                    

- 4 TH 2064/94 - NVwZ 1995, 1010 = juris LS und Rn. 45 f.). Wird ein Vorhaben ab-

weichend von einer Baugenehmigung und unter einem sich zulasten eines Nachbarn 

auswirkenden Verstoß gegen Abstandsflächenvorschriften ausgeführt, kann das 

möglicherweise einen Anspruch dieses Nachbarn gegen die Behörde auf bauauf-

sichtliches Einschreiten begründen. Ein solcher Anspruch ist aber nicht Gegenstand 

des vorliegenden Rechtsstreits. 

  

b) Keinen ernstlichen Zweifeln begegnet auch die Annahme des Verwaltungsge-

richts, dass die Änderung der Nutzung der Frühstückspension in ein Wohnheim für 

25 Asylbewerber im Hinblick auf die nachbarlichen Belange der Belichtung, Belüf-

tung, Besonnung oder des nachbarlichen „Wohnfriedens“ keine spürbaren nachteili-
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gen Auswirkungen habe.  

 

Soweit der Kläger insoweit auf die unterschiedlichen Anwesenheitszeiten von Gästen 

einer Frühstückspension und den Bewohnern einer Asylbewerberunterkunft hinweist, 

zeigt er nicht auf, inwieweit im konkreten Fall hierdurch sein Wohnanwesen in recht-

lich erheblicher Weise nachteilig betroffen sein könnte. Er setzt sich auch nicht mit 

der Argumentation des Verwaltungsgerichts auseinander, dass es sich bei der mögli-

chen Zunahme von Geräuschemissionen durch 25 Bewohner der Asylbewerber-

unterkunft infolge von Gesprächen, Zurufen, Abspielen von Tonträgern und Kochvor-

gängen bei offenem Fenster oder anderen Lebensäußerungen um grundsätzlich hin-

zunehmende Wohngeräusche handelt. Sein Hinweis auf das Urteil des Oberverwal-

tungsgerichts Nordrhein-Westfalen vom 24. Juni 1991 (Az. 7 B 1280/91), in dem eine 

abstandsflächenrechtliche Neubewertung infolge einer Verstärkung nachteiliger 

Auswirkungen auf den nachbarlichen „Wohnfrieden“ bejaht wurde, führt schon des-

wegen nicht weiter, weil die dort streitgegenständliche Nutzungsänderung von einem 

Verwaltungsgebäude in ein Wohnheim für bis zu 84 ausländische Flüchtlinge mit der 

Umnutzung einer Frühstückspension für 33 Gäste in eine Unterkunft für 25 Asylbe-

werber nicht vergleichbar ist. 

 

c) Die Rüge des Klägers, das Verwaltungsgericht habe bei der Beurteilung, ob ab-

standsflächenrechtliche Belange durch das Vorhaben betroffen sein könnten, recht-

lich fehlerhaft allein darauf abgestellt, ob die Nutzungsänderung bauplanungs-

rechtlich zulässig sei, greift ebenfalls nicht durch. Auch wenn das Verwaltungsgericht 

die bauordnungsrechtliche Frage der Verletzung des Abstandsflächenrechts nach 

Art. 6 BayBO von der eines möglichen Verstoßes gegen das in § 15 Abs. 1 BauNVO 

verankerte Rücksichtnahmegebot im 5. Absatz der Entscheidungsgründe nicht mit 

der wünschenswerten Klarheit voneinander abgegrenzt hat, kann den Ausführungen 

des Gerichts dennoch in hinreichender Weise entnommen werden, dass es eine Ver-

letzung nachbarschützender Vorschriften weder unter dem einen noch unter dem 

anderen Gesichtspunkt angenommen hat (vgl. auch den Einleitungssatz im 3. Absatz 

der Entscheidungsgründe: „Die streitgegenständliche Baugenehmigung verstößt we-

der gegen bauordnungsrechtliche noch gegen bauplanungsrechtliche Vorschriften, 

…“).  

 

Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des erstinstanzlichen Urteils lägen aber auch 

dann nicht vor, wenn man die Entscheidung des Verwaltungsgerichts zur Frage der 

abstandsflächenrechtlichen Neubeurteilung als fehlerhaft mit bauplanungsrechtlichen 

Gesichtspunkten begründet ansehen würde. Für die Beurteilung der Richtigkeit eines 

Urteils im Sinn des § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO kommt es nämlich grundsätzlich nicht 
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auf einzelne Elemente der Begründung an, sondern auf das Ergebnis der Entschei-

dung, also auf die Richtigkeit des Urteils nach dem Sachausspruch in der Urteilsfor-

mel. Ernstliche Zweifel liegen danach nicht vor, wenn zwar einzelne Rechtssätze o-

der tatsächliche Feststellungen, welche das Urteil tragen, zu Zweifeln Anlass bieten, 

das Urteil aber im Ergebnis aus anderen Gründen offensichtlich richtig ist (vgl. 

BVerwG, B.v. 10.3.2004 - 7 AV 4.03 - NVwZ-RR 2004, 542/543; BVerfG, B.v. 

16.7.2013 - 1 BvR 3057/11 - BVerfGE 134, 106 = juris Rn. 9; BayVGH, B.v. 7.7.2010 

- 8 ZB 09.3196 - juris Rn. 10; B.v. 19.3.2013 - 20 ZB 12.1881 - juris Rn. 2). Das ist 

hier der Fall, wie sich aus den vorstehenden Ausführungen unter a) und b) ergibt. 

 

2. Mit dem Einwand, das Verwaltungsgericht habe ein Abwehrrecht des Klägers ge-

gen die Baugenehmigung zu Unrecht auch infolge der Annahme eines passiven Be-

standsschutzes für das Gebäude des Beigeladenen bzw. wegen der Nachbarun-

terschrift des Klägers unter die Baugenehmigung von 1988 verneint, kann der Kläger 

schon deswegen nicht durchdringen, weil es sich hierbei um (Zusatz-)Begründungen 

des Verwaltungsgerichts handelt („Im Übrigen….“), auf die es aus seiner Sicht auf-

grund der fehlenden Notwendigkeit einer erneuten abstandsflächenrechtlichen Prü-

fung nicht entscheidungserheblich ankam. Ist das angefochtene Urteil auf mehrere 

selbständig tragende Begründungen gestützt, kann die Berufung nur zugelassen 

werden, wenn im Hinblick auf jede dieser Urteilsbegründungen ein Zulassungsgrund 

geltend gemacht ist und auch vorliegt (vgl. BVerwG, B.v. 8.8.2008 - 9 B 31.08 - 

Buchholz 310 § 137 Abs. 1 VwGO Nr. 33 = juris Rn. 7; B.v. 20.8.2014 - 3 B 50/13 - 

juris Rn. 9). Letzteres ist aus den unter 1. genannten Gründen nicht der Fall. 

 

B. Ebenso wenig ist die Berufung wegen besonderer tatsächlicher oder rechtlicher 

Schwierigkeiten (§ 124 Abs. 2 Nr. 2 VwGO) zuzulassen. 

 

Besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten weist eine Rechtssache auf, 

wenn die Beantwortung der für die Entscheidung erheblichen Fragen in tatsächlicher 

oder rechtlicher Hinsicht voraussichtlich das durchschnittliche Maß nicht unerheblich 

überschreitende Schwierigkeiten bereitet, sich also wegen seiner Komplexität und 

abstrakten Fehleranfälligkeit aus der Mehrzahl der verwaltungsgerichtlichen Verfah-

ren heraushebt (vgl. BayVGH, B.v. 18.1.2011 - 8 ZB 10.2239 - juris Rn. 11 m.w.N.).  

 

Diese Voraussetzungen sind nicht erfüllt. Der vorliegende Rechtsstreit wirft, wie sich 

aus den vorstehenden Darlegungen zu A. 1. ergibt, weder hinsichtlich der Frage des 

Verhältnisses des bauordnungsrechtlichen Abstandsflächenrechts zum bauplanungs-

rechtlichen Rücksichtnahmegebot in Bezug auf Geräusche und sonstige Immissio-

nen, noch  hinsichtlich der Frage eines passiven Bestandsschutzes – schon mangels 
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Entscheidungserheblichkeit dieser Frage – über das normale Maß hinausgehende 

Schwierigkeiten auf, die die Durchführung eines Berufungsverfahrens erfordern. 

 

C. Die behauptete grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 124 Abs. 2 Nr. 3 

VwGO) hat der Kläger nicht in einer Weise dargetan, die den Anforderungen des 

§ 124a Abs. 4 Satz 4 VwGO genügt.  

 

Die Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung einer Rechtssache verlangt neben der 

Formulierung einer konkreten Tatsachen- oder Rechtsfrage, dass aufgezeigt wird, 

weshalb die Frage im Interesse der Einheitlichkeit der Rechtsprechung oder der 

Fortentwicklung des Rechts klärungsbedürftig und entscheidungserheblich ist. Ferner 

muss dargelegt werden, worin die allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende 

Bedeutung der Frage besteht (vgl. BVerwG, B.v. 22.7.2013 - 6 B 3/13 - Buchholz 310 

§ 132 Abs. 2 Ziff. 1 VwGO Nr. 55; B.v. 30.1.2014 - 5 B 44/13 - juris Rn. 2).  

 

Diesen Anforderungen entspricht der Vortrag des Klägers nicht. Er zeigt bezüglich 

der von ihm aufgeworfenen Frage, ob der „Rückschluss des Verwaltungsgerichts 

zulässig sei, dass bei Einhaltung der bauplanungsrechtlichen Vorgaben die Möglich-

keit einer Beeinträchtigung abstandsflächenrechtlicher Belange ausgeschlossen ist“, 

insbesondere die Klärungsbedürftigkeit nicht auf. Vielmehr beantwortet der Kläger 

diese Frage unter Anführung einschlägiger Rechtsprechung des Bundesverwal-

tungsgerichts (B.v. 11.1.1999 - 4 B 128/98 - NVwZ 1999, 879) und des Verwaltungs-

gerichtshofs (U.v. 9.10.2006 - 26 ZB 06.1926 - juris) selbst dahingehend, dass ein 

solcher Rückschluss nicht zulässig sei. Inwieweit daher die Frage für den vorliegen-

den Rechtsstreit noch einer Klärung bedürfen sollte, erschließt sich dem Senat nicht. 

  

D. Die Berufung ist auch nicht nach § 124 Abs. 2 Nr. 4 VwGO wegen der geltend 

gemachten Abweichung von Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts und 

des Verwaltungsgerichtshofs zuzulassen. Die vom Kläger behauptete Abweichung 

der Entscheidung des Verwaltungsgerichts von den Entscheidungen dieser Gerichte 

ist nicht ausreichend dargetan (§ 124 a Abs. 4 Satz 4, Abs. 5 Satz 2 VwGO). 

 

Der Zulassungsgrund des § 124 Abs. 2 Nr. 4 VwGO setzt voraus, dass das verwal-

tungsgerichtliche Urteil von einer Entscheidung eines in der Vorschrift genannten 

Gerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht. Eine Abweichung liegt vor, 

wenn das Verwaltungsgericht mit einem seine Entscheidung tragenden abstrakten 

Rechtssatz von einem in der Rechtsprechung der genannten Gerichte aufgestellten 

ebensolchen Rechtssatz in Anwendung derselben oder einer inhaltsgleichen Rechts-

vorschrift ausdrücklich oder konkludent abrückt. Zwischen den Gerichten muss ein 
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prinzipieller Auffassungsunterschied über den Bedeutungsgehalt einer bestimmten 

Rechtsvorschrift oder eines Rechtsgrundsatzes bestehen (vgl. BVerwG, B.v. 

27.10.2014 - 2 B 52/14 - juris Rn. 5 ff.; B.v. 12.9.2014 - 5 PB 8/14 - juris). Im Zulas-

sungsantrag muss daher ein abstrakter Rechtssatz des angefochtenen Urteils her-

ausgearbeitet werden und einem Rechtssatz des anderen Gerichts unter Darlegung 

der Abweichung gegenüber gestellt werden. Die bloße Behauptung einer fehlerhaf-

ten oder unterbliebenen Anwendung von Rechtssätzen, die die betreffenden Gerich-

te in ihrer Rechtsprechung aufgestellt haben, genügt den Zulässigkeitsanforderungen 

einer Divergenzrüge dagegen nicht (vgl. BVerwG, B.v. 27.10.2014              - 

2 B 52/14 - juris Rn. 5; B.v. 22.10.2014 - 8 B 2/14 - juris Rn. 23). So liegt es aber 

hier. 

 

Mit dem Einwand, das Verwaltungsgericht widerspreche den Entscheidungen des 

Bundesverwaltungsgerichts vom 11. Januar 1999 (Az. 4 B 128/98 - NVwZ 1999, 879) 

und des Verwaltungsgerichtshofs vom 9. Oktober 2006 (Az. 26 ZB 06.1926 - juris), 

wonach der „Rückschluss unzulässig (sei), dass bei Einhaltung der bauplanungs-

rechtlichen Vorgaben die Möglichkeit einer Beeinträchtigung abstandsflächenrechtli-

cher Belange ausgeschlossen ist“, behauptet der Kläger lediglich eine Abweichung, 

macht aber in der Sache eine fehlerhafte Anwendung des von den genannten Ge-

richten aufgestellten Rechtssatzes geltend.  

 

Gleiches gilt hinsichtlich des Vorbringens, das Urteil des Verwaltungsgerichts wider-

spreche dem vom Bundesverwaltungsgerichts im Urteil vom 11. Januar 1999 (Az. 

4 B 128/98 - NVwZ 1999, 879) aufgestellten Rechtssatz, „dass die bauplanungs-

rechtliche Zulässigkeit neben dem bauordnungsrechtlichen Abstandsflächenrecht zu 

prüfen ist“, sowie der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs vom 

29. September 1999 (Az. 26 ZS 99.184) und vom 26. November 1979 (Az. 

51 XIV 78), „dass bei Änderungen innerhalb der Abstandsflächen zwingend eine Be-

freiung zu erfolgen habe, wenn nachbarliche Interessen berührt sein könnten“ und 

„es hierbei genügt, wenn zusätzliche oder intensivere Einsichtsmöglichkeiten ge-

schaffen werden, die selbst nicht abstandsflächenrelevant sind.“ Abgesehen davon, 

dass der Kläger schon nicht aufzeigt, mit welchem abstrakten Rechtssatz das Ver-

waltungsgericht von diesen Rechtssätzen abrücken soll, macht er mit diesem Vor-

bringen lediglich eine fehlerhafte Rechtsanwendung geltend. 

 

Auch im Zusammenhang mit der gerügten Abweichung von den Entscheidungen 

vom 29. September 1999 (Az. 26 ZS 99.184) und vom 26. November 1979 (Az. 

51 XIV 78) sowie von den Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofs vom 

16. September 2013 (Az. 14 CS 13.1383 - juris) und vom 8. Mai 2008 (Az. 
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14 B 06.2813 - BayVBl 2008, 730), in denen nach dem Vorbringen des Klägers der 

Rechtssatz enthalten ist, dass „bei einer reinen Nutzungsänderung eines bestands-

geschützten Gebäudes eine abstandsrechtliche Neubewertung notwendig ist, wenn 

die Möglichkeit besteht, dass abstandsflächenrechtliche Belange durch die Nut-

zungsänderung betroffen sind“ bzw. „dass, wenn durch die Nutzungsänderung ab-

standsrechtliche Belange, wobei eine vermehrte Einsichtsmöglichkeit genügt, betrof-

fen sein können, es einer Abweichung bedarf, wenn Abstandsflächenrecht nicht ein-

gehalten ist“, stellt der Kläger keinen diesen Rechtssätzen widersprechenden 

Rechtssatz des Verwaltungsgerichts gegenüber, sondern macht der Sache nach le-

diglich eine fehlerhafte Anwendung dieser Rechtssätze geltend. 

 

E. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 2, § 162 Abs. 3 VwGO. Dass der 

Beigeladene seine außergerichtlichen Kosten selbst trägt, erscheint schon deswegen 

billig, weil er keinen Antrag gestellt und sich somit keinem Kostenrisiko ausgesetzt 

hat (§ 154 Abs. 3 VwGO). Die Streitwertfestsetzung ergibt sich aus § 47 Abs. 1 

Satz 1 und Abs. 3 sowie § 52 Abs. 1 GKG. Sie orientiert sich an Nr. 9.7.1 Streitwert-

katalog für die Verwaltungsgerichtsbarkeit 2013 (NVwZ-Beilage 2013, 57). 

 

Mit der Ablehnung des Zulassungsantrags wird das Urteil des Verwaltungsgerichts 

rechtskräftig (§ 124a Abs. 5 Satz 4 VwGO). 

 

 

 

Müller                                              Gänslmayer                                       Schweinoch 
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